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93. Änderung des Flächennutzungsplans der Stadt Seesen im Bereich „Im Lah-
grund“ im Ortsteil Rhüden. 
 
Äußerung im Verfahren gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Zu den von mir zu vertretenden Belangen äußere ich mich wie folgt: 
 
 
Kreisentwicklung: 
 
Der Geltungsbereich befindet sich in einem als bauleitplanerisch dargestellten gesicherten 

Bereich (Graulayer) des derzeit noch gültigen RROP 2008. Da scheinbar die Erweiterung 

des Autohofes seit Jahren nicht vorangetrieben wurde, erscheint es seitens der Kommune 

legitim, einer anderen Nutzung (Logistik) in Autobahnnähe den Vorrang einzuräumen.  

 

Die Etablierung von PV-Anlagen auf dem Dach sowie die Wärme-Versorgung durch eine 

Wärmepumpe sowie die Konzentration der Erschließung über die vorhandene Infrastruktur 

des Autohofes bei gleichzeitiger Berücksichtigung der Eingriffs-Ausgleichsregelung (landwirt-

schaftliche Flächen) ist zu begrüßen und vollumfänglich umzusetzen. Zusammenfassend be-

stehen seitens der Kreisentwicklung somit keine grundsätzlichen Bedenken. 

 
Planungsrecht: 
Keine Bedenken. 
 
Naturschutz: 
Keine Bedenken. 
 
Waldbehörde: 
Keine Bedenken. 
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Bodenschutz/Altlasten/Abfallüberwachung: 
 
Hinweise Bodenschutz:  
Altlasten (-verdachtsflächen) sind im Plangebiet nach Aktenlage nicht bekannt.   
Das Planungsgebiet ist analog der Verordnung des Bodenplanungsgebietes Harz im Land-
kreis Goslar (BPG-VO) als unbelastet einzustufen.   
 
Der erforderliche Versiegelungsgrad bei Errichtung des Logistikzentrums war bereits mit den  
ursprünglichen Planungen für die Errichtung der Parkplatzflächen genehmigt worden. Ge-
genüber dieser ursprünglichen Planung erfolgt daher keine Verschlechterung aus Sicht des 
Bodenschutzes.    
 
Gewässerschutz: 
Keine Bedenken. 
 
Denkmalschutz: 
 
Das Plangebiet befindet sich in einem naturräumlich siedlungsgünstigen Areal, das bereits 
seit dem 9. Jahrhundert n. Chr. für Siedlungszwecke genutzt wurde. Weitere bekannte 
Funde aus dem Umfeld belegen eine Nutzung bereits seit dem Neolithikum. Obwohl im Plan-
gebiet derzeit keine obertägig sichtbaren oder konkret kartierten Bodendenkmale verzeichnet 
sind, können im Boden bislang unbekannte Bodendenkmale und -funde erhalten sein. Dar-
aus ergeben sich folgende Pflichten und Hinweise: 
 
Für alle geplanten baulichen Maßnahmen, die mit Erdeingriffen verbunden sind (z. B. Ab-
schieben des Oberbodens, Fundamentierungsarbeiten, Leitungsverlegungen), ist im Vorfeld 
eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung gemäß § 10 Abs. 1 NDSchG bei der Unteren 
Denkmalschutzbehörde des Landkreises Goslar zu beantragen. 
 
Je nach Dimension der Erdeingriffe ist mit einer denkmalrechtlichen Auflage zu rechnen, die 
eine qualifizierte, archäologische Baubegleitung (Baubeobachtung oder baubegleitende Un-
tersuchung) auf Kosten des Veranlassers vorschreibt gemäß § 6 Abs. 3 NDSchG. 
 
Es wird vorsorglich auf die gesetzliche Meldepflicht gemäß § 14 NDSchG hingewiesen: Sa-
chen oder Spuren, bei denen Anlass gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale (Bodenfunde) 
sind, sind unverzüglich einer Denkmalbehörde, der Gemeinde oder einem Beauftragten für 
archäologische Denkmalpflege (§ 22 NDSchG) anzuzeigen. Sie sind bis zum Ablauf von vier 
Werktagen unverändert zu lassen und vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen. 
 
Immissionsschutz: 
Keine Bedenken. 
 
KWB/Abfallwirtschaft: 
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Anforderungen an Straßen und Fahrwegen.pdf

 
 
Mit freundlichem Gruß, 
 
Im Auftrag 

 
 



KWB 
 
Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung als Träger öffentlicher Belange 
 
 
Anforderungen an Straßen und Fahrwegen für die Sammlung von Abfällen: 
 
 

I. STRASSEN 
 
Straßen müssen 
1. für Abfallsammelfahrzeuge ausreichend tragfähig sein (das zulässige Gesamtgewicht 

von Abfallsammelfahrzeugen beträgt 26 Mg), 
2. als Anliegerstraßen oder -wege ohne Begegnungsverkehr bei geradem Straßenverlauf 

eine Breite von mindestens 3,55 m aufweisen (nach StVZO zulässige Fahrzeugbreite von 
2,55 m zzgl. 2 x 0,5 m Sicherheitsabstand). 

3. als Anliegerstraßen oder -wege mit Begegnungsverkehr eine Breite von mind. 4,75 m 
aufweisen. 

4. so gestaltet sein, dass in Kurvenbereichen die Schleppkurven für 3-achsige 
Abfallsammelfahrzeuge mit einem Radstand von 4200 mm berücksichtigt werden. 

5. eine lichte Durchfahrtshöhe von mindestens 4 m zuzüglich Sicherheitsabstand 
aufweisen. Dächer, Äste von Bäumen, Straßenlaternen usw. dürfen nicht in das 
Lichtraumprofil ragen, da bei einer Kollision die Gefahr besteht, dass 
sicherheitstechnisch wichtige Bauelemente am Abfallsammelfahrzeug unbemerkt 
beschädigt werden. 

6. an ihren Banketten so gestaltet sein, dass seitliches Abrutschen oder Umstürzen von 
Fahrzeugen verhindert ist. Dies gilt besonders in der Nähe von Böschungen und Gräben. 

7. so bemessen sein, dass an Ein- und Ausfahrten mindestens die Schleppkurven für 3-
achsige Abfallsammelfahrzeuge mit einem Radstand von 4200 mm berücksichtigt sind. 
Dies gilt ebenso bei Verschwenkungen der Fahrbahn, z. B. an Pflanzinseln, Bäumen und 
ausgewiesenen Parkplätzen. 

8. so gestaltet sein, dass Bodenschwellen problemlos von Abfallsammelfahrzeugen 
befahren werden können. Beim Überfahren von Bodenschwellen muss eine 
ausreichende Bodenfreiheit der hinteren Standplätze des Abfallsammelfahrzeuges 
gewährleistet sein. 

 
 

II. SACKGASSEN  
 
Am Ende einer Sackgasse muss eine geeignete Wendeanlage vorhanden sein. 
 
Wenn keine geeigneten Wendeanlagen vorhanden sind, dürfen Sackgassen mit 
Abfallsammelfahrzeugen nicht befahren werden.  
Die Abfallsammelgefäße sowie alle anderen Abfälle müssen an der nächsten für das 
Abfallsammelfahrzeug befahrbaren öffentlichen Straße zur Abfuhr bereitgestellt werden (§ 17 
der Satzung über die Bewirtschaftung von Abfällen im Landkreis Goslar). 
 
 

III. WENDEANLAGEN 
 
Zu den Wendenanlagen gehören in diesem Zusammenhang Wendekreise, Wendeschleifen 
und Wendehämmer. 
 
Wendekreise 
sind dann geeignet, wenn sie 



a) einen Mindestdurchmesser von 22,00 m einschließlich der erforderlichen Freiräume für 
die Fahrzeugüberhänge aufweisen und in der Wendekreismitte frei befahrbar sind (keine 
Bäume, Büsche u. ä.). 
b) mindestens die Schleppkurven für 3-achsige Abfallsammelfahrzeuge mit einem Radstand 
von 4200 mm berücksichtigen. 
c) in der Zufahrt eine Fahrbahnbreite von mindestens 5,50 m haben. 
d) am Wendekreisrand frei von Hindernissen, wie Schaltschränken der Telekommunikation 
oder Elektrizitätsversorgung, Lichtmasten und anderen festen baulichen Einrichtungen, sind. 
Ein Wendekreis mit ausreichendem Durchmesser darf auch nicht mit Fahrzeugen zugestellt 
sein. 
 
Wendeschleifen – Wendekreise mit Pflanzinseln 
Ein Durchmesser von mindestens 25,00 m ist erforderlich, wenn der Wendekreis in der Mitte 
eine Pflanzinsel aufweist. Die Pflanzinsel darf einen Durchmesser von maximal 6 m haben 
und muss überfahrbar – ohne Hochbord – ausgeführt sein. 
 
Wendehämmer 
Wenn aufgrund von topographischen Gegebenheiten oder bereits vorhandener Bausubstanz 
Wendekreise bzw. -schleifen in der zuvor beschriebenen Form nicht realisiert werden 
können, sind ausnahmsweise auch andere Bauformen, z. B. Wendehämmer zulässig. Dabei 
sind die Anforderungen an die Abmessungen von Wendehämmern der „Richtlinie für die 
Anlage von Stadtstraßen“ (RASt 06) für 3-achsige Abfallsammelfahrzeuge zu 
berücksichtigen. 
Wichtige Voraussetzung dabei ist, dass ein Wenden mit ein- bis höchstens zweimaligem 
Zurückstoßen möglich ist. 
 
 
 


